
Gewaltschutz 

Gewaltschutz für Frauen
wirksam sichern

Gewalt gegen Frauen ist ein massives gesellschaftliches Problem – unabhängig von
Herkunft, Alter oder sozialem Status. Die Istanbul-Konvention verpflichtet Deutschland
und seine Bundesländer, Gewalt gegen Frauen zu verhindern, Betroffene zu schützen
und Täter konsequent zu verfolgen. Rheinland-Pfalz hat hier in den letzten Jahren
Fortschritte erzielt, aber die bestehenden Angebote reichen nicht aus.

Unsere zentralen Forderungen

Istanbul-Konvention konsequent umsetzen 
Die Verpflichtungen der Konvention müssen vollständig in Landesrecht und -praxis verankert
werden, mit klaren Zuständigkeiten und einer verbindlichen Fortschreibung der
Landesstrategie.

Therapeutische Angebote für traumatisierte Frauen aufbauen 
Flächendeckender Ausbau von niedrigschwelligen Therapie- und Beratungsangeboten,
insbesondere für geflüchtete Frauen mit geschlechtsspezifischer Gewalterfahrung.

Beratungs- und Unterstützungsangebote ausbauen und sichern 
Bestehende Frauenhäuser, Fachstellen und Beratungsstellen müssen finanziell so ausgestattet
werden, dass Wartezeiten abgebaut und zusätzliche Kapazitäten geschaffen werden können.

Ländliche Räume gezielt stärken
 In Regionen mit schlechter Versorgungslage braucht es mobile Beratungsangebote, digitale
Zugänge sowie regionale Informationskampagnen, um Frauen den Zugang zu Schutz und Hilfe
zu erleichtern.

Vernetzung professionell absichern
 Für Kooperation und Koordination zwischen Polizei, Justiz, Frauenunterstützungseinrichtungen
und Jugendhilfe müssen zusätzliche personelle Ressourcen bereitgestellt werden.

Die Realität zeigt:
 Frauenunterstützungseinrichtungen stoßen an ihre Kapazitätsgrenzen.
Im ländlichen Raum bestehen deutlich schlechtere Zugänge zu Schutz und Beratung als
in den Städten.
Therapeutische Hilfen für traumatisierte Frauen, insbesondere für geflüchtete Frauen mit
Gewalterfahrungen, sind kaum verfügbar.
Vernetzung und Kooperation zwischen den bestehenden Beratungs- und Hilfestrukturen
sind nicht systematisch abgesichert und leiden unter Personalmangel.

Damit Frauen in Rheinland-Pfalz wirksam geschützt werden, braucht es eine konsequente
Weiterentwicklung der Gewaltschutzstrukturen. Schutz darf nicht vom Wohnort oder dem
Aufenthaltsstatus abhängen.

Fazit

Gewaltschutz ist ein Menschenrecht. Rheinland-Pfalz muss dafür sorgen, dass Frauen
überall im Land Zugang zu Schutz, Beratung und Therapie haben – unabhängig von
Herkunft oder Wohnort. Eine konsequente Umsetzung der Istanbul-Konvention und der
Ausbau der Hilfestrukturen sind dafür unverzichtbar.
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